Rede von Nuray Yildirim zum Doppelhaushalt. Gehalten in der Stadtverordnetenversammlung am 01.03.04 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin, meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Gäste
Die Kommunen stecken in der tiefsten Finanzkrise ihrer Geschichte. Die Differenz zwischen Einnahmen und Ausgaben der Kommunen in der BRD wird 2004 10 Milliarden betragen.  Das sind Folgen unter anderem von Hartz IV, der Zusammenlegung von Sozial- und Arbeitslosenhilfe. 
Die Schulden der öffentlichen Haushalte belaufen sich inzwischen auf 1,3 Billionen Euro.

Während die Regierung in Berlin Konzernen wie Toll Collect Millionen zuschiebt, werden die Bürger und die Kommunen zur Kasse gebeten. Durch die Streichungen der Regierung Koch fallen wichtige soziale Projekte weg. Die Bewegungsmöglichkeiten der Stadt werden durch die Bundes- und Landespolitik immer geringer.

Wir müssen feststellen: Die Umverteilung des Nationaleinkommens von unten nach oben geht in eine neue Runde. Wird die Diskussion um den Doppelhaushalt des Magistrats der Entwicklung der städtischen Finanzen gerecht?

Ganze 37 Anträge wurden im Haupt- und Finanzausschuss zum Haushalt vorgelegt. Schwarz-grün hat noch in letzter Minute einige gemeinsame Anträge hingekriegt. Davon sind einige beim Jugendhilfeausschuss abgeschrieben.

Bei den Anträgen der Altparteien geht es übrigens um ein Volumen von ein paar Millionen €. Bei einem Schuldenberg von 350 Mio. € in diesem Jahr ist das etwa so, als wenn man sich bei einem lichterloh brennenden Haus mit der Reparatur des Haustürschlosses beschäftigen würde.

Wir von AUF-Kassel haben 8 Anträge gestellt. Die sind außer von der Fraktion PDS/Kassler Linke von den anderen Fraktionen natürlich mal wieder alle abgelehnt worden. Unter anderem fordern wir einen Sozialpass.

Ich wundere mich sehr, dass zu der katastrophalen Haushaltslage von den anderen Fraktionen keine grundlegenden Vorschläge gemacht werden.

Die Stadt wird in 2005 454,8 Mio. € Schulden haben. Dem stehen 2005 516 Mio. € Einnahmen gegenüber.  Die Schulden werden in 2005 also 88% der Einnahmen betragen. Und das geht so weiter. Bis 2007 wird man nach eigener Einschätzung 560,9 Mio. € Schulden angehäuft haben.

Eine wahrhaft düstere Prognose. Aus unserer Sicht ist die Stadt schon lange pleite. Diesen Schuldenberg können die nächsten Generationen nicht abtragen.

Welche Konsequenzen ziehen der Magistrat und den ihn tragenden Parteien? Keine. 

Man hat sich mit dieser Situation offensichtlich abgefunden und macht so weiter. Von einer Haushaltskonsolidierung kann also überhaupt keine Rede sein. Während man vom Sparen redet, wird auch weiter Geld zum Fenster hinaus geworfen. 

Herr Lewandowski will uns als Erfolg verkaufen, dass 2003 1,46 Mio. Euro weniger an Personalkosten ausgegeben wurden. 1,4 Mio bei 350 Mio. Schulden. Das sind 0,4%.

H. Blutte tut in der HNA am Samstag so, als müsse sich seine Fraktion  erst mal schlau machen, was überhaupt los ist.

Das ist schon eigenartig.

In der Vereinbarung mit ihrem Koalitionspartner vom 30.9.2003 haben sie sich doch bereits auf die Annahme dieses Haushaltes festgelegt. Und das, obwohl sie nicht wirklich bescheid wissen?  Ihr Koalitionspartner hat doch über viele Jahre diese katastrophale Haushaltspolitik mitgetragen. Haben sie denn die Entwicklung in den letzten Jahren nicht mit bekommen ?

Was will der Magistrat also tun, damit die Stadt aus der Schuldenfalle raus kommt, fragen wir den OB. Dieser Haushalt jedenfalls ist ein weiterer Schritt hinein. 

Statt sich mit der Lösung der Haushaltsprobleme zu beschäftigen, beschäftigt man sich im Rathaus und in der schwarz-grünen Koalition wie zu lesen war, lieber mit der Neuvergabe von Posten und Pöstchen.

Nach jeder Wahl oder bei Veränderungen der Mehrheiten findet ein heftiges Stühle rücken statt. Bei der Vergabe von Posten wollen Parteifreundin – und freund berücksichtigt werden. Das hatte ich in meiner Rede anlässlich der Dezernentenwahl am 26.1.04 gesagt. Und genau so ist es. In Köln nennt man es den Kölschen Klüngel. Hier kann man es Kassler Parteienfilz und Vetternwirtschaft nennen. 

Wir haben zwei Anträge eingebracht, die im Haupt- und Finanzausschuss von der Mehrheit abgelehnt worden sind. 

Insgesamt 33 Mio. € stehen allein in 2004  als Ausgaben nur für Zinszahlungen im Haushalt. 33 Mio. €.  Wir fordern, dass diese Zinsen nicht gezahlt werden und statt dessen der Magistrat  mit den Banken Gespräche über einen Zinserlass und Zinsaufschub führt. Unsere Forderung ist angesichts der Haushaltslage noch sehr gemäßigt. Man muss eigentlich viel weiter gehen. Aus unserer Sicht muss es auch für Städte und Gemeinden die Möglichkeit geben Insolvenz anzumelden. 

Die Stadt Kassel ist nicht mehr zahlungsfähig und braucht dringend einen Schuldenerlass.

So wie das Firmen machen und seit einiger Zeit auch Privatpersonen machen können. Herr Barthel hat uns im HaFi  erklärt, dass man die Zinsen zahlen muss, weil die Banken der Stadt nämlich sonst keine Kredite mehr geben würden Und er müsse dann seine Angestellten nach Hause schicken. 

Wir wollen natürlich nicht, dass die städtischen Beschäftigten für die katastrophale Finanzpolitik des Magistrats den Kopf hinhalten müssen. Wir denken, dass die Gefahr nicht besteht, weil  Städte und Gemeinden für die Banken ideale Kühe zum melken sind.

Es wäre aus unserer Sicht aber richtig, wenn die Verantwortlichen im Magistrat persönliche Konsequenzen aus dem Finanzchaos ziehen würden. 

An unserer Forderung halten wir fest, weil man sich mit denen auseinander setzen muss, die die Stadt im Würgegriff halten. Wir sind dagegen, dass die Bevölkerung die Folgen dieser Schuldenpolitik ausbaden soll.

Man sagt uns, das ginge alles nicht und macht sich über unsere Vorschläge teilweise lustig. Nur: welche Konzepte haben sie denn anzubieten? Wie sollen  diese gewaltigen Schulden abgebaut 
werden ? Wir sind gespannt auf  ihre  Antworten.

In diesem Zusammenhang muss man dann auch mal die Frage gestellt werden, wer hier in Kassel eigentlich das Sagen hat.

Die Banker oder der Magistrat?

Was ist denn eigentlich wichtiger? Die Zinsen der Aktionäre oder die Interessen und Bedürfnisse der Kassler Bürgerinnen und Bürger und der Erhalt der kulturellen Substanz der Stadt? 

Wir haben auch zu anderen Einzelpunkten des Haushaltes Anträge gestellt. Für bestimmte Dinge ist ja Geld da.

Für den Flughafen in Calden beispielsweise. Die Diskussion um den Unsinn dieses Ausbaus nervt natürlich die Befürworter.  Wie teuer dieser Ausbau tatsächlich werden soll, wird immer verschleiert. Nur eins ist wirklich sicher. Er wird auf alle Fälle immer teurer, als die letzten Zahlen, die man uns jeweils nennen wird. 

Jetzt kommt eine neue Idee. Fraport soll Calden übernehmen und Kassel soll 25 Mio. €  zahlen. Warten wir mal ab, was daraus wird. Wie Herr Koch die Mehrausgaben finanzieren will, wird noch eine ganz interessante Frage.

Eine andere Sache an dieser Pressemitteilung ist aber wirklich spannend. Die Stadt will mit ihren 25 Mio. vom Betreiberrisiko befreit werden, heißt es in der Meldung. 

Haben uns die Befürworter nicht immer erzählt, dass Calden die wichtigste Zukunftsinvestition sei, von der das Schicksal der Stadt und der Region abhängt? Jetzt gibt man also zu, dass dieses Projekt Risiken hat, die man lieber nicht eingehen will. 

Ja was denn nun?

Wir haben den Antrag gestellt, dass 2005 im Haushalt keine Mittel mehr für den Ausgleich der Verluste bereit gestellt werden. Den Antrag hätte ihre Fraktion auch ohne große Untersuchung unterstützen können, Herr Blutte. Es wird Zeit, dass die Verträge gekündigt werden und die Stadt Kassel aus diesem Unsinn aussteigt.

Die Punkte Umweltbelastung, die Zerstörung der Landschaft und die Belästigung der Menschen durch die Nachtflüge will ich erwähnen, ohne sie weiter zu vertiefen.

Wir sind auch gegen die Überdachung der Wilhelmsstr. Es ist wirklich nicht einzusehen, warum dafür über 500 000 € ausgegeben werden sollen. 

Empfehlen sie den Geschäftsleuten, den Passanten bei Regen Regenschirme zu leihen. Kassel braucht keine weitere schicke Einkaufsmeile. Vielen Menschen fehlt schlicht das Geld, um sich die angebotenen Waren leisten zu können. 

Und die Regierungen in Berlin und Wiesbaden werden schon dafür sorgen, dass sich daran nichts ändert und die Bürger mit immer neuen Abgaben belasten. 

Die Liste von verfehlten Ausgaben ließe sich fortsetzen: die weitere Aufrüstung des Müllheizkraftwerks statt Erprobung umweltfreundlicher Technologien.

Das Aufkaufen von Krankenhäusern. Knapp 3 Millionen allein für weitere Anteile an den Stadtwerken in Sangerhausen.

Wir sind für eine verkürzte Trassenführung der Regiotram und gegen die Pläne der Untertunnelung des Hauptbahnhofes.

Wenn man die Finger von unsinnigen Projekten lässt, könnte viel Geld eingespart werden.

Für manche im  Magistrat  und auch für einzelne Fraktionen scheint ein Rettungsanker der Verkauf städtischen Eigentums zu sein. Eine Forderung des Arbeitskreises der Wirtschaft für Kommunalfragen. Die FDP will die städtischen Anteile an der Klinik-Holding verkaufen. 

Zur Zeit haben wir eine heftige Diskussion ums Wasser. Das hätten einige wohl gern. Den Finger auf die Wasserversorgung und daraus kräftige Gewinne ziehen. 

Denn nur darum geht’s.

Wir unterstützen das Bürgerbegehren. Offensichtlich hat die CDU deshalb kalte Füße gekriegt. Mal sehen, was sich schwarz-grün da schönes Neues ausgedacht hat. 

Wir sind gegen jede Form der Privatisierung von städtischem Eigentum und werden uns dagegen wehren. Mit der Privatisierung  wird das Problem der Verschuldung nur kurzfristig etwas gemildert. Wenn es dann nichts mehr zu verkaufen gibt, wächst der Schuldenberg noch schneller weiter.

Der Magistrat hat etwas zu tun für die Bürger der Stadt, denken wir. Für die sozialen und kulturellen Belange der Stadt und für die Jugend.

Der Sozialpass den wir vorschlagen käme allen Bedürftigen zu gute. Er wäre bezahlt, wenn man 4 Tage die Zinsen nicht bezahlen müsste.

Zu kritisieren sind die Pläne der schwarz-grünen Kooperation 1,8 Mio € bei den Kitas einzusparen. 

Auch andere Jugendprojekte werden nicht mehr finanziert. In Wehlheiden fehlt das Geld zur Renovierung der dortigen Jugendräume.

Es geht nicht an, dass man eine Lobby- und Klientel-Politik betreibt, wo die Zukunft der ganzen Jugend auf dem Spiel steht. 

Sie sollten deshalb nicht immer nur von der Betreuung der unter 3 Jährigen sprechen. Das ist okay. Aber sie sollten nicht das eine tun und das andere lassen.

Wir von AUF-Kassel können diesem Haushalt nicht zustimmen. Wir sind nicht bereit eine Politik zu unterstützen, die die Interessen der Bürger Kassels und der zukünftigen Generationen den Gewinnerwartungen der Banken unterordnet. 

Wir unterstützen den Protest gegen diese Haushaltspolitik, gegen die Streichungen der Regierung Koch und Agenda 2010. 

Diese Proteste drücken die Interessen der großen Mehrheit der Bevölkerung aus.

Wir sind Teil dieser Bewegung und werden für sie hier im Parlament arbeiten. 

Vielen Dank
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